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Verfahrensvermerke

1.      Der Gemeinderat Ahorn hat in der Sitzung vom 21.10.2025 gemäß § 2 Abs. 1
BauGB die Aufstellung des Bebauungsplanes "Autohof Schillingstadter Berg"
beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde am 30.10.2025 ortsüblich bekannt
gemacht.

2.   Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher
Darlegung und Anhörung für den Vorentwurf des Bebauungsplanes in der Fassung
vom .................... hat in der Zeit vom .................... bis ....................... stattgefunden.

3.   Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange
gemäß § 4 Abs. 1 BauGB für den Vorentwurf des Bebauungsplanes in der Fassung
vom ...................... hat in der Zeit vom ..................... bis .......................
stattgefunden.

4. Zu dem Entwurf des Bebauungsplanes "Autohof Schillingstadter Berg" in der
Fassung vom ................... wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher
Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom ..................... bis ......................
beteiligt.

5.  Der Entwurf des Bebauungsplanes in der Fassung vom ....................... wurde mit
der Begründung und weiteren Anlagen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom
.......................... bis ........................ öffentlich ausgelegt.

6.  Der Markt Geiselwind hat mit Beschluss des Marktgemeinderates vom ....................
den Bebauungsplan gemäß § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom .....................
als Satzung beschlossen.

Ahorn, den ..............
 (Siegel)

.......................................................................
Czernin, Bürgermeister

7.    Ausgefertigt

Ahorn, den ..............
 (Siegel)

.......................................................................
Czernin, Bürgermeister

8. Der Satzungsbeschluss zu dem Bebauungsplan wurde am .................. gemäß § 10
Abs. 3 HS 2 BauGB ortsüblich bekannt gemacht.
Der Bebauungsplan mit Begründung wird seit diesem Tag zu den üblichen
Dienststunden in der Gemeinde zu jedermanns Einsicht bereitgehalten und über
dessen Inhalt auf Verlangen Auskunft gegeben. Der Bebauungsplan ist damit in
Kraft getreten. Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 S. 1 und 2 sowie Abs. 4
BauGB und die §§ 214 und 215 BauGB wurde in der Bekanntmachung
hingewiesen.

Ahorn, den ...................
                                                                       (Siegel)

.........................................................................
Czernin, Bürgermeister

Festsetzungen gemäß § 9 BauGB und § 74 LBO
A Zeichnerische Festsetzungen

1.     Art und Maß der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

1.1 Sonstiges Sondergebiet mit der Zweckbestimmung "Autohof"
(§ 11 BauNVO)

1.2 Grundflächenzahl maximal zulässig

1.3 Maximal zulässige Gebäudehöhe in Meter über geplantem
Gelände, hier: 8,00 Meter (über geplantem Gelände)

2.     Bauweise und überbaubare Grundstücksflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

2.1 Baugrenze

2.2 abweichende Bauweise

3. Verkehrsflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

3.1 bestehende öffentliche Straßenverkehrsfläche

3.2 geplante öffentliche Straßenverkehrsfläche,
hier: geplante Einmündung

3.3 Straßenbegrenzungslinie

4. Versorgungsanlagen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB)

4.1 Fläche für Versorgungsanlagen mit nachfolgender 
Zweckbestimmung:

4.2 Elektrizität, hier: Trafo

5.     Grünflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 13 und Abs. 6 BauGB)

5.1 Öffentliche Grünfläche

5.2 Private Grünfläche

6. Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur
Entwicklung von Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25 BauGB)

6.1 Umgrenzung für Flächen für die Erhaltung von Bäumen und
Sträuchern

6.2 Anpflanzung:Bäume

6.3 Anpflanzung: Sträucher

6.4 Ansaat von artenreichem, autochthonem Saatgut

6. Sonstige Planzeichen

7.1 Grenze des räumlichen Geltungsbereiches
(§ 9 Abs. 7 BauGB)
des Bebauungsplanes "Autohof Schillingstadter Berg"

7.2 Geplante Böschung

7.3 Bestehende Böschung

7.4 Zulässige Dachform und Dachneigung, hier: Pultdächer und
Flachdächer mit einer Dachneigung von 0° bis 10°

E     Nachrichtliche Übernahme

1 Anbauverbotszone 40 m BAB A81 und 20 m L1095
gem. § 9 Abs. 1 FStrG und § 22 Abs. 1 StrG

2 Anbaubeschränkungszone 100 m BAB A 81 und 40 m L1095
gem. § 9 Abs. 2 FStrG und § 22 Abs. 2 StrG

3 Bestehende unterirdische Wasserleitung, hier: Bodenseeleitung
der Bodensee Wasserversorgung mit beidseitig 6,00 m 
Schutzstreifen

4 Bestehende Richtfunktrasse

5 Sichtdreicke im Bereich der Einfahrt zur Landesstraße L 1095.
Diese Bereiche sind von Gebäuden, parkenden Fahrzeugen
oder sichtbehinderndem Bewuchs bis zu einer Höhe von mehr
als 0,80 m freizuhalten.

6 Anzeigepflicht
Sollten bei den Erschließungs- und Bauarbeiten im Baugebiet archäologische
Funde (bewegliche Bodendenkmale) wie Scherben, Knochen, auffällige
Häufungen von Steinen, dunkle Erdverfärbungen o.ä. auftreten, sind die
Zufallsfunde an ihrer Fundstelle zu belassen und unverzüglich an das
Landesamt für Denkmalpflege (Regierungspräsidium Stuttgart) zu melden. Beim
Auffinden von Kulturdenkmalen ist der Fundort unverändert zu belassen (§ 20
DSchG BW).

7 Vor Beginn der baulichen Arbeiten auf dem Grundstück ist die Humusschicht
abzutragen, seitlich zu lagern und nach Abschluss der Baumaßnahme wieder
einzubauen. Überschüssiges Oberbodenmaterial, das nicht am Entstehungsort
sinnvoll wiederverwendet werden kann, kann unter Beachtung der §§ 6 - 8
BBodSchV und der DIN 19731 ortsnah auf landwirtschaftlich genutzten Flächen
verwertet werden. Bei den Verwertungsmöglichkeiten für darüber hinaus
anfallenden Aushub sind die rechtlichen und materiellen Anforderungen (z. B. §§
6 - 8 Bundesbodenschutzverordnung, Verfüllleitfaden, Ersatzbaustoffverordnung
sowie DepV) zu beachten.

8 Bei der Planung der Versickerungsanlagen sind die Anforderungen und
Vorgaben des DWA Merkblattes M 153 "Handlungsempfhelungen zum Umgang
mit Regenwasser" zu beachten.

9 Gemäß § 9 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 FStrG dürfen Hochbauten jeder Art in einer
Entfernung bis zu 40 m bei Bundesautobahnen, gemessen vom äußeren Rand
der befestigten Fahrbahn, nicht errichtet werden. Gemäß § 9 Abs. 6 FStrG
stehen Anlagen der Außenwerbung den Hochbauten des § 9 Abs. 1 S. 1 Nr. 1
FStrG gleich.

10 Pflicht zur Installation von Photovoltaikanlagen (§ 23 KlimaG BW)
Gem. § 23 KlimaG BW ist die Installation einer Photovoltaikanlage zur Strom-
erzeugung bei dem Neubau eines Gebäudes auf der für eine Solarnutzung
geeigneten Dachfläche sowie dem Neubau eines für eine Solarnutzung
geeigneten offenen Parkplatzes mit mehr als 35 Stellplätzen für Kraftfahrzeuge
über der für eine Solarnutzung geeigneten Stellplatzfläche vorgeschrieben.
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B Textliche Festsetzungen

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§1-15 BauNVO)
Festgesetzt wird ein Sonstiges Sondergebiet mit der Zweckbestimmung
"Autohof" gem. § 11 BauNVO.

Allgemein zulässig sind:
a. Ladeinfrastrukturen für Kraftfahrzeuge
b. Tankstellen zum Verkauf von Betriebsstoffen aller Art, einschließlich solcher

für Wasserstoff, Flüssiggas und sonstige alternative Kraftstoffe
c. Verkaufsstätten für Reisebedarf mit einer Verkaufsfläche von maximal

200 m² je Baugrundstück
d. Bäckereien
e. Schank- und Speisewirtschaften
f. Parkplätze und Stellplatzanlagen für Kraftfahrzeuge und sonstige

Nebenanlagen

Unzulässig sind:
a. Prostitutionsgewerbe und alle sonstigen Arten von Einrichtungen und

Betrieben, die auf Darbietungen oder Handlungen mit sexuellem Charakter
ausgerichtet sind

b. Diskotheken, Nachtclubs, Tanzbars
c. Spielhallen
d. Kfz-Werkstätten
e. Speditionen, Kurier- und Expressdienste, Lager-, Umschlag- und

Verteilbetriebe.

2. Maß der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 16, 19 und 20 BauNVO)

2.1 Die Grundflächenzahl (GRZ) wird gem. § 17 Abs. 1 BauNVO auf 0,8 festgesetzt.

2.2 Höhe baulicher Anlagen
Die maximal zulässige Gebäudehöhe beträgt 8,00 m über geplantem Gelände.
Den oberen Bezugspunkt bildet der Schnittpunkt der Gebäudewand mit der
Dachhaut bzw. die Oberkante der Attika als oberer Abschluss der Wand. Den
unteren Bezugspunkt bildet die nächstgelegene Straßenverkehrsfläche im
Plangebiet. Bei der Errichtung einer Dachterrasse kann die Oberkante des
Gebäudes um 1,10 m überschritten werden.

Ausnahmen:
Innerhalb der Baugrenze ist die Errichtung von Fahnen und Preismasten mit
einer maximalen Höhe von 10,00 m über dem Höhenniveau der nächstgelegenen
Straßenverkehrsfläche innerhalb des Plangebiets zulässig.
Zudem ist innerhalb der Baugrenze die Errichtung von Werbepylonen mit einer
maximalen Höhe von 55,00 m über dem Höhenniveau der nächstgelegenen
Straßenverkehrsfläche innerhalb des Plangebiets zulässig.

3. Bauweise und überbaubare Grundstücksflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO)

3.1 Bauweise
Es wird im gesamten Plangebiet  die abweichende Bauweise gem. § 22 Abs. 4
BauNVO festgesetzt. Zulässig sind dabei Gebäude mit einer Länge von mehr
50,00 m. Bei einer Überschreitung von einer Gebäudelänge von 50,00 m, ist eine
Abstufung durch Versätze oder Nischen umzusetzen.

3.2 Überbaubare Grundstücksflächen
Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch Baugrenzen gem. § 23
BauNVO festgesetzt.

F     Hinweise

1 bestehende Grundstücksgrenzen

2 Flurnummer

3 bestehende Haupt- bzw. Nebengebäude

4 Vermessung

5 Höhenschichtlinie gemäß Geländeaufnahme
(in Meter über NHN)

6 bestehendes Gewässer, hier: "Berolzheimer Kästlein"

7 bestehende biotopkartierte Flächen,
hier: Offenland- und Waldbiotope

8 Nutzungsschablone

9 Böschungen und Betonrückenstützen der Bordsteine, die auf Privatgrund
entstehen, sind von den jeweiligen Grundstückseigentümern zu dulden. Die
Nutzung ggf. entstehender Böschungen bleibt dem Grundstückseigentümer
unbenommen.

10 Hang- und Schichtenwasser
Das Einleiten von evtl. anfallendem Schichten- und Sickerwasser in den
Schmutzwasserkanal ist verboten. Es ist separat, ggf. über den
Regenwasserkanal in die Versickerungsanlagen, abzuleiten.

11 Das Grundwasser ist während und durch die Bauarbeiten durch entsprechende
Schutzmaßnahmen nach dem aktuellen Stand der Technik vor Verschmutzung
zu schützen.

13 Sämtliche Normen und sonstige Regelwerke, auf die in den
Bebauungsplanunterlagen verwiesen wird, liegen öffentlich aus und können bei
der Gemeinde eingesehen werden.

14 Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das "Merkblatt Bäume, unterirdische
Leitungen und Kanäle" der Forschungsgesellschaft für Straßen- und
Verkehrswesen, Ausgabe 2013; siehe insbesondere Abschnitt 6, zu beachten.

Übersichtslageplan M = 1 : 10.000
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3.3 Abstandsflächen und Grenzbebauung
Die Abstandsflächen und Grenzbebauungen sind nach den Bestimmungen des
§ 5 und § 6 LBO einzuhalten.

3.4 Garagen, Stellplätze und Carports sowie Nebenanlagen
Eine Errichtung von Garagen, Stellplätzen, Carports und sonstigen Neben-
anlagen gem. § 14 BauNVO ist ausschließlich innerhalb der Baugrenzen
zulässig. Der Abstand von Garagen und Carports zum Straßenrand ist gemäß
§ 6 LBO einzuhalten.

4. Sonstige Festsetzungen

4.1 Oberflächenwasser
Dach- und unverschmutztes Oberflächenwasser ist, sofern geologisch möglich,
zu versickern oder in Regenauffangbehältern zu sammeln und bedarfsorientiert
als Brauchwasser zu nutzen. Überschüssiges Dach- und Oberflächenwasser ist
ensprechend der Entwässerungsplanung abzuleiten. Beläge, die nicht befahren
werden, sollten versickerungsfähig hergestellt werden.

Die Errichtung von Sickerrigolen und Sickerschächten ist nicht zulässig. Eine
Versickerung ist nur über belebte Bodenschichten zulässig. Für stärker ver-
schmutztes Oberflächenwasser ist vor einer Einleitung in eine Versickerungs-
einrichtung durch den Grundstückseigentümer eine Regenwasservorklär-
einrichtung zu erstellen, um eine Reinigung des verschmutzten Oberflächen-
wassers zu gewährleisten und dieses anschließend dem natürlichen
Wasserkreislauf zuführen zu können (DWA Merkblatt M 153 Tabelle A3).

Die maximale Einleitmenge von unverschmutztem und vorgereinigtem
Oberflächenwasser in die nächste Vorflut (Gewässer "Berolzheimer Kästlein")
beträgt insgesamt 15 l/s.

4.2 Umgang mit wassergefährdenden Stoffen
In Bereichen in denen mit Umweltgefährdenden Stoffen gemäß § 64 WHG
umgegangen wird, ist eine Vollversiegelung der betroffenen Oberfläche
vorzusehen. Der Ablauf von Oberflächenwasser aus diesen Flächen und
dessen Versickerung ist durch geeignete Maßnahmen (z.B. Überdachung oder
dichte Wasserhaltung) auszuschließen.

4.3 Schutz vor Hangwasser
Bauwerksöffnungen, insbesondere in bergseitigen Bereichen, die bei einem
Starkniederschlag durch breitflächigen Oberflächenabfluss gefährdet werden
könnten, sollen höhenmäßig ausreichend über der Geländeoberkante
angeordnet oder auf andere Weise geschützt werden, um Beeinträchtigungen
durch Hangdruckwasser oder Schichtwasseraustritte auszuschließen.

4.4 Schmutzwasserbeseitigung
Hinweis: Die Festsetzung der maximal zulässigen Einleitmenge von
Schmutzwasser in den bestehenden Kanal erfolgt im Zuge der weiteren
Erschließungsplanung.

4.5 Löschwasserversorgung
Zur Sicherstellung einer ausreichenden Löschwasserversorgung sind durch die
einzelnen Nutzer jeweils ausreichend dimensionierte Löschwasserzisternen zu
errichten. Es wird auf das DVGW-Arbeitsblatt W 405 verwiesen.
(Rechtsgrundlage: Feuerwehrgesetz Baden-Württemberg (FwG BW § 3 Abs. 3)

4.6 Geländeveränderungen gem. § 9 Abs. 3 Satz 1 BauGB
Abgrabungen innerhalb des Plangebiets sind bis zu 9,00 m zulässig.
Auffüllungen innerhalb des Plangebiets sind bis zu 3,00 m zulässig.
Stützmauern sind zulässig bis zu einer Höhe von maximal 3,00 m.
Als unterer Bezugspunkt ist das natürliche Gelände bzw. die Höhe der nächst-
gelegene Straßenfläche innerhalb des Geltungsbereiches anzunehmen.
Böschungen zur Anpassung der Auffüllungen bzw. Abgrabungen an das
bestehende Gelände sind in einem Neigungswinkel von 1 : 2 oder flacher
auszuführen.

4.7 Lichtemissionen (§ 21 NatSchG BW)
Es ist eine bedarfsgerechte sowie umwelt-, arten- und insektenfreundliche
Beleuchtung zu installieren. Die Lampengehäuse müssen nach oben und zur
Seite geschlossen sein. Der Abstrahlwinkel der Leuchtmittel innerhalb des
Grundstücks ist nach unten zu richten.
Die zu verwendenden Leuchtmittel müssen eine warmweiße Farbtemperatur
aufweisen. Geeignet ist zum Beispiel die Lichtfarbe Amber (1.800 K).
Fest installierte oder mobile Beleuchtungsanlagen müssen so erstellt oder
aufgebaut werden, dass eine Blendwirkung auf angrenzende Grundstücke oder
öffentliche Verkehrsflächen unterbleibt.

4.8 Werbeanlagen
Werbeanlagen jenseits der 40 m-Zone können, nach eingehender Prüfung, nur
unter folgenden einschränkenden Voraussetzungen zulässig sein:

• Werbung darf nur an der Stätte der Leistung (Betriebsstätte) angebracht sein,
• Werbeanlagen dürfen nicht überdimensioniert (hier: nicht größer als 1/3 der

Gebäudefassade und max. 1,00 m höher als die maximale Gebäudehöhe),
nicht blinkend / mit Lichteffekten und nicht beweglich sein,

• Werbeanlagen sind blendfrei / in Sekundenbruchteilen erfassbar zu erstellen,
• die Wahrnehmbarkeit amtl. Beschilderungen darf nicht beeinträchtigt werden,
• Werbeanlagen dürfen ausschließlich den Unternehmensnamen bzw. das

Unternehmenslogo beinhalten.

Die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs, sowohl auf der Bundesautobahn
A 81 als auch auf der Landesstraße L 1095, dürfen nicht durch Ablenkung der
Verkehrsteilnehmen gefährdet oder beeinträchtigt werden.

5. Bauliche und städtebauliche Gestaltung gemäß § 47 LBO

5.1 Gebäudegestaltung
Die äußere Verwendung von spiegelnden Materialien an der Außenfassade
sowie die Verwendung greller oder fluoreszierender Farbtöne und Farben mit
reflektierenden Pigmentanteilen (Rückstrahlpigmenten) ist nicht gestattet.
Nicht zulässig ist außerdem die Verwendung von glänzenden Baustoffen sowie
Wellblechpaneelen. Eine Fassadenbegrünung wird empfohlen.

5.2 Dachgestaltung
Als Dacharten sind Pultdächer und Flachdächer mit einer Neigung der
Dachhaut von 0° bis maximal 10° zur Waagerechten zulässig.
Zulässig sind Dacheindeckungen in den Farben rot, rotbraun, braun und grau.
Unbeschichtete Metalleindeckungen und die Verwendung spiegelnder
Materialien auf Dächern sind unzulässig.
Die Begrünung von Dächern ist zulässig und wird empfohlen.

5.3 Einfriedungen
Einfriedungen (Einzäunungen und Hecken) sind bis zu einer maximalen Höhe
von 2,30 m gemessen ab der Oberkante (OK) der angrenzenden Straße bzw.
des anstehenden Geländes zulässig. Einfriedungen sind sockellos und mit
einem Mindestabstand von 15,00 cm zum Boden zu errichten.

C Grünordnerische Festsetzungen

Hinweis: Die grünordnerischen Festsetzungen befinden sich in der Bearbeitung
und werden nach Fertigstellung zur Beteiligung gemäß §§ 3,4 Abs. 2 BauGB
inklusive Begründung zur Grünordnung nachgereicht.

D Artenschutz

Hinweis: Die artenschutzrechtlichen Festsetzungen befinden sich in der
Bearbeitung und werden nach Fertigstellung zur Beteiligung gemäß
§§ 3,4 Abs. 2 BauGB inklusive Speziellem artenschutzrechtlichen
Fachbeitrag nachgereicht.

Art der baulichen Nutzung

GRZ Bauweise

Dachart und -neigung

Gebäudehöhe

PD / FD
0 - 10°

Bebauungsplan
"Autohof Schillingstadter Berg"
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